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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Aufteilung der Mittel 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1975 und über die Verlängerung 
bestimmter Fristen für 1975 und 1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es erweist sich als zweckmäßig, die dem Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für 1975 zur 
Verfügung stehenden Mittel aufzuteilen, um die 
Finanzierung der einzelnen von den Gemeinschafts- 
vorschriften vorgesehenen Maßnahmen sicherzustel- 
len. 

Es ist notwendig, der Landwirtschaft die für die 
Abteilung Ausrichtung vorgesehenen Mittel zur Ver- 
fügung zu stellen. Zu diesem Zweck ist es inbeson- 
dere angezeigt, für die Finanzierung von Vorhaben 
im Sinne der Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates 
vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen für die 
Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft 2), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2684/74^), 
umfangreichere Mittel vorzusehen; denn für die Fi- 
nanzierung der gemeinsamen Maßnahmen im Sinne 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2788/72^), sind nach wie 
vor nur geringe Mittel erforderlich; die zur Finanzie- 


ll Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 
vom . . . , S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 288 
vom 25. Oktober 1974, S. 5 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr: L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


rung dieser Maßnahmen geschaffene Reserve ist 
bereits sehr groß, und die Anträge auf Rückerstat- 
tung bei den Sondermaßnahmen verbrauchen nicht 
die gesamten im Haushalt aufgeführten Mittel. 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1215/75 des 
Rates vom 5. Mai 1975 über die Aufteilung der 
Mittel des Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrich- 
tung, für das Jahr 1974 und über die Verlängerung 
bestimmter Fristen für 1974 und 1975®) hat als End- 
termin für die Einreichung der Zuschußanträge für 
das Jahr 1975 den 1. Juni 1975 festgesetzt. 

Es ist notwendig, die Fristen für die Entscheidun- 
gen über die für 1975 eingereichten Anträge und 
die Fristen für die Einreichung der Anträge für 1976 
zu verlängern, um eine angemessene Prüfung der 
Unterlagen zu ermöglichen und dennoch dabei diese 
Fristen den ursprünglich in der Verordnung Nr. 17/ 
64/EWG vorgesehenen anzunähern. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
für das Jahr 1974 zur Verfügung stehenden Mittel in 
Höhe von 325 Millionen Rechnungseinheiten werden 
wie folgt aufgeteilt: 

1. Ein Teil ist zur Finanzierung der in den folgen- 
den Vorschriften vorgesehenen Maßnahmen be- 
stimmt: 

a) Artikel 36 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über 
eine gemeinsame Marktorganisation für Obst 
und Gemüse ^) ; 

b) Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 des Rates vom 6. Oktober 1969 


6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 121 
vom 14. Mai 1975, S. 1 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 
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zur Einführung einer Prämienregelung für die 
Sdilachtung von Kühen und die Nichtver- 
marktung von Milch und Milcherzeugnissen ®) ; 

c) Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) i 
Nr. 2517/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 
zur Festlegung einiger Maßnahmen zur Sanie- 
rung der Obsterzeugung in der Gemein- 
schaft ; 

d) Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2511/69 des Rates vom 9. Dezember 1969 
über Sondermaßnahmen zur Verbesserung der i 
Erzeugung und Vermarktung von Zitrusfrüch- 
ten in der Gemeinschaft ^^) ; 

e) Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse ^^). 

2. Ein Teil in Höhe von 212,6 Millionen Rechnungs- 
einheiten ist zur Finanzierung von Vorhaben im 
Sinne von Artikel 13 der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG bestimmt. 

3. Der Restbetrag ist für die Finanzierung von Maß- 


8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 15 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 1 

11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 


nahmen bestimmt, die gemeinschaftlich finanziert 
werden und gemeinsame Maßnahmen im Sinne 
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 darstellen. 

Artikel 2 

Die Frist, bis zu der die Kommission gemäß Arti- 
kel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 2 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG über die Anträge auf Zuschüs- 
se aus dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, zu ent- 
scheiden hat, die beim Fonds innerhalb der Fristen 
nach Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1215/75 
für das Jahr 1975 eingereicht wurden, wird bis zum 
30. April 1976 verlängert. 

Artikel 3 

Die in Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 1 der 
-Verordnung Nr. 17/64/EWG für die Einreichung der 
Anträge auf Zuschüsse aus dem Fonds, Abteilung 
Ausrichtung, festgesetzte Frist für die Anträge auf 
Zuschüsse für 1976 wird bis zum 1. April 1976 ver- 
längert. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. November 1975 - 1/4 - 680 70 ~ E - La 30175: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Gemäß Artikel 6 Abs, 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 sind die für den EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung, eingesetzten Mittel vorrangig zur Finanzie- 
rung gemeinsamer Maßnahmen zu verwenden. Der 
Rest ist für die Finanzierung von Einzelvorhaben 
im Sinne der Verordnung Nr. 17/64/EWG zu ver- 
wenden. 

Um die Finanzierung gemeinsamer Maßnahmen in 
Zukunft sicherzustellen, wurde ein Teil der Mittel 
der Abteilung Ausrichtung in Abweichung der oben- 
genannten Regel zurückbehalten. Diese Reserve be- 
läuft sich zum 31. Dezember 1974 auf 525 991 664 RE. 

2. Die Durchführung bestimmter gemeinsamer Maß- 
nahmen, so der Richtlinien zur Reform der Agrar- 
politik, geht immer noch schleppend voran, so daß 
die Ausgaben der Abteilung Ausrichtung in diesem 
Sektor nicht sehr bedeutend sind. 

Die angesammelte Reserve ermöglicht es, in den 
kommenden Jahren die voraussichtlichen Ausgaben 
unter Berücksichtigung der Beträge zu decken, die 
jährlich verfügbar sind. 

3. Die gemäß Verordnung Nr. 17/64/EWG einge- 
reichten Anträge auf Zuschüsse zu Einzelvorhaben 
nehmen ständig zu. 

Für das Jahr 1975 wurden 942 Anträge auf Zuschüsse 
in Höhe von 368 Millionen RE eingereicht. Hinzu 
kommen 225 zu übertragende Vorhaben, bei denen 
sich die beantragten Zuschüsse auf 86 Millionen RE 
belaufen. 1975 werden also insgesamt 1067 Anträge 
auf Zuschüsse in Höhe von 454 Millionen RE ein- 
gereicht, 

4. Die von den Mitgliedstaaten eingereichten Er- 
stattungsanträge für gemeinsame Maßnahmen und 


Sondermaßnahmen zeigen, daß ein Teil der für ihre 
Finanzierung im Haushalt für 1975 eingesetzten 
Mittel nicht ausgeschöpft wird. 

Die Kommission hat vorgeschlagen, einen Teil die- 
ser Mittel, und zwar 62,5 Millionen RE, für die 
Finanzierung einer gemeinsamen Maßnahme über 
die in der Ratsverordnung (EWG) Nr. 464/75 vor- 
gesehene Prämiengewährung an Rindfleischerzeuger 
zu verwenden. Es wird vorgeschlagen, den Rest- 
betrag von 67,5 Millionen RE den Einzelvorhaben 
zuzuschlagen. 

5. Der Rat ist aufgefordert, den Verordnungsent- 
wurf zu verabschieden und später die von der Kom- 
mission entsprechend vorzulegenden Mittelübertra- 
gungen vorzunehmen. 

Der Vorschlag ist geeignet, Gegenstand des Kon- 
zertierungsverfahrens gemäß der gemeinsamen Er- 
klärung des Parlaments, des Rates und der Kommis- 
sion zu werden, da die in dieser Erklärung vorge- 
sehenen Kriterien erfüllt sind. 

6. Die Prüfung der für 1974 eingereichten Anträge 
konnte gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1215/75 
Anfang Juli 1975 abgeschlossen werden. Dies wird 
es ermöglichen, die vor dem 1. Juni 1975 für 1975 
eingereichten Anträge innerhalb von elf Monaten 
zu prüfen und somit selbst die von der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG gesetzte Frist erheblich zu unter- 
schreiten und somit den von dieser Verordnung 
vorgesehenen Daten näher zu kommen. Infolgedes- 
sen ist es angezeigt, die Frist für die Entscheidung 
der Kommission auf den 30. April 1976 festzusetzen. 
Die Anträge für 1976 sind bei der Kommission also 
vor dem 1. April 1976 einzureichen. 


Eine Übersicht enthält die folgende Tabelle: 
Artikel 

800 Einzelvorhaben 
810/8100 Modernisierung 

8101 Tätigkeitsaufgabe 

8102 Information 

820/8201 Erzeugergemeinschaft Hopfen 
830/8300 Kabeljaufischerei 

831 Rindfleisch 

832 Erhebung Obstbäume 

833 Vorrangige Gebiete 

834 Erhebung landwirtschaftlicher Betriebe 

890 Erzeugergemeinschaft Obst und Gemüse 

891 Schlachtprämie 

892 Rodung 

893 Zitrusfrüchte 

894 Erzeugergemeinschaft Fischerei 
Insgesamt 


Vorgesehene 

Benötigte 

Saldo 

Mittel 

Mittel 


145,1 

145,1 

— 

46,5 

- 1,5 

45,0 

11,- 

0,5 

10,5 

9- 

2,~ 

7,0 

0,4 

0,6 

— 0,2 

2,- 

2,7 

— 0,7 

23,- 

24,5 

— 1,5 

— 

0,6 

— 0,6 

50,- 

— 

50,- 

4 - 

4,- 

— 

3,- 

3,- 

— 

3,- 

3,- 

— 

8,- 

7,4 

0,6 

19,- 


19,0 

1,- 

0,1 

0,9 

325,- 

195,- 

130,- 
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